
Präsidentin Keller:

 

 

Damit darf ich den Tagesordnungspunkt 7 abschließen und ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 8

Gesetz zur Änderung des Thürin-
ger Maßregelvollzugsgesetzes
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE
LINKE, der SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/722 - 
ERSTE BERATUNG

Wünscht jemand aus den Koalitionsfraktionen das Wort zur Begründung? Frau Stange, bitte schön. 

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:

Schönen guten Morgen! Werte Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen! Die Fraktionen von Rot-Rot-
Grün haben Ihnen heute in der Drucksache 7/722 einen Gesetzentwurf vorgelegt, der sich mit der Änderung
des Thüringer Maßregelvollzugsgesetzes befasst. Die Änderung hat als Ursache eine europäische Richtli-
nie, die Richtlinie 800 aus dem Jahr 2016, die darüber entscheidet, dass die Verfahrensgarantien in Strafver-
fahren für Kinder, die verdächtigte oder beschuldigte Person im Strafverfahren sind, die Stärkung der Rechte
in diesem Gesetzverfahren auch bekommen. 

Die Richtlinie war durch ein Gesetz in bundesdeutsches Recht umzusetzen, und zwar bis zum Juli 2019. Die
Zuständigkeit im Bund wurde auch umgesetzt, und zwar im Dezember 2019. Zuständige Gesetze wie das
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Jugendgerichtsgesetz, die Strafprozessordnung und weitere wurden geändert. Um hier in Thüringen sehr
zeitnah darauf zu reagieren, hat das zuständige Ministerium bereits am 25. September letzten Jahres ein
Schreiben, also einen Erlass, an die Thüringer Einrichtungen des Maßregelvollzugs versandt, wo die soforti-
ge Anwendung der hier in Rede stehenden Richtlinie angeordnet wurde. 

Um was geht es im Allgemeinen? Sie können in dem Gesetzentwurf, den wir Ihnen vorgelegt haben, sehen,
dass wir die §§ 10, den Absatz 1 und 2 sowie die §§ 13 und 14 des Maßregelvollzugsgesetzes ergänzen.
Die Ergänzungen betreffen unter anderem, dass im Einzelnen die unverzügliche, möglichst wenig eingreifen-
de medizinische Untersuchung, mit der insbesondere die allgemeine geistige und körperliche Verfassung
von Kindern und Jugendlichen beurteilt werden soll, sicherzustellen ist, den Umfang und die Anordnung ei-
ner Dokumentation einer medizinischen Untersuchung. Es soll weiterhin noch mal geprüft werden, ob es zu
einer getrennten Unterbringung der Kinder und Jugendlichen von den Erwachsenen in den Einrichtungen
kommt, wenn der Bedarf angezeigt ist. Zudem wird das Recht der Jugendlichen auf Erziehung und Ausbil-
dung, auch wenn sie psychische und sensorische Beeinträchtigungen und Lernschwierigkeiten haben, noch
mal bekräftigt und in den Mittelpunkt gestellt. Die Koalitionsfraktionen bitten die Abgeordneten, diesen Ge-
setzentwurf sehr zeitnah zu beraten, damit wir keine Mahnverfahren erhalten. Wir bitten Sie darum, diesen
Gesetzentwurf an den Sozialausschuss zu überweisen.

Ein Gutes, was so ein Gesetzentwurf auch hat, das darf an der Stelle ruhig auch mal erwähnt werden: Für
Kommunen, wo sich vor allem die Maßregelvollzugseinrichtungen befinden, und in deren Ausführung wer-
den keine besonderen Kosten entstehen. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Keller:

Das Wort hat Herr Abgeordneter Sesselmann für die AfD-Fraktion.

Abgeordneter Sesselmann, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, zunächst mal vorab: Wir werden uns natür-
lich zustimmend dazu äußern und das an die entsprechenden Ausschüsse überweisen – das vorneweg. Al-
lerdings haben wir hier ein Problem. Die regierungstragenden Minderheitsfraktionen legen uns einen Ge-
setzentwurf vor, wonach das Thüringer Maßregelvollzugsrecht als nationales Recht abzuändern sei unter
Beachtung der entsprechenden Vorschrift des Europäischen Parlaments. Das war 2016. Sie hatten gestern
die FDP beim Standarderprobungsgesetz kritisiert, dass das kalter Aufwasch war, und selbst sind Sie nicht
in der Lage, eine entsprechende Richtlinie des Europäischen Parlaments von 2016 rechtzeitig umzusetzen.
Sie hatten jetzt vier Jahre Zeit. Wenn Sie die Digitalisierung vier Jahre lang verschlafen,

(Beifall AfD)

haben wir auch nichts gekonnt. So wird es wahrscheinlich in der Corona-Krise. Da ist auch noch nicht abzu-
sehen, ob Sie in der Lage sind, das zu lösen.

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Aber Sie, oder was?)

Wir hatten gehört, dass Verfahrensgarantien festgelegt werden, „… um zu gewährleisten, dass Kinder, das
heißt Personen unter 18 Jahren, die Verdächtige oder beschuldigte Personen in Strafverfahren sind, diese
Verfahren verstehen, ihnen folgen und ihr Recht auf ein faires Verfahren ausüben können, um zu verhindern,
dass diese erneut straffällig werden und um ihre soziale Integration zu fördern.“ Das ist quasi der Inhalt. Ich
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muss Ihnen sagen: Aus Sicht der AfD besteht eigentlich hier überhaupt kein Regelungsbedarf und keine Re-
gelungslücke. Die Bundesgesetze sind eindeutig kodifiziert. Das heißt, das Jugendgerichtsgesetz ist kodifi-
ziert und entsprechend korrigiert, die Strafprozessordnung ist korrigiert und auch das Strafgesetzbuch ist
entsprechend korrigiert worden.

Wir beziehen uns jetzt hier auf den Maßregelvollzug als kleinen Teil. Vielleicht mal zur Veranschaulichung:
Es sind insgesamt in Thüringen – Stand Juni/Juli 2019 – 344 Personen in Maßregelvollzug gewesen. Wir
haben drei Maßregelvollzugsanstalten in Thüringen. Das ist Mühlhausen – da ist die Jugendpsychiatrie –,
wir haben Stadtroda und wir haben Hildburghausen. Es geht also insgesamt um drei Standorte – nur um Ih-
nen mal zu vergegenwärtigen, wie wahnsinnig wichtig Ihr Gesetzesvorhaben in Zeiten ist, wo es, weiß Gott,
andere Probleme gibt, meine Damen und Herren.

(Beifall AfD)

In der Jugendpsychiatrie in Mühlhausen sind derzeit 26 – nageln Sie mich nicht fest, das kann natürlich vari-
ieren – Jugendliche betroffen. Jetzt schauen wir uns das Ganze an. Wir regeln hier ein Gesetz oder wir ma-
chen hier eine Gesetzesänderung für vielleicht 26 Jugendliche, wobei Sie wissen müssen, dass das Jugend-
gerichtsgesetz noch zwischen Heranwachsenden und Jugendlichen unterscheidet. Das heißt, Heranwach-
sende sind die, die über 18 sind bis 21. Wenn man sich das vergegenwärtigt, dann haben Sie vielleicht 10
oder 12 oder 20 Mann maximal, die diese Gesetzesänderung überhaupt betrifft – nur um die Wertigkeit die-
ser Änderung Ihnen hier mal vor Augen zu führen.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Es ist doch nicht davon abhängig, wie viele Menschen es be-
trifft!)

Gehen wir doch mal ins Detail und schauen uns doch mal Ihre Änderungen an. Da geht es los in § 10a, Sie
wollen die Passage „Bei der Unterbringung von Jugendlichen ist eine unverzügliche, möglichst wenig ein-
greifende medizinische Untersuchung sicherzustellen, [...].“ einführen. Das ist schon mal technisch völlig ver-
fehlt. Warum? Sie nehmen den Begriff „Jugendlicher“. Dann sollten Sie vielleicht mal ins Jugendgerichtsge-
setz reinschauen, da gibt es nämlich zwei Begriffsbestimmungen. Das sind einmal die Begriffsbestimmung
„Jugendlicher“ und andererseits die Begriffsbestimmung „Heranwachsender“. Was machen Sie denn bei
Heranwachsenden, die geistig-sittlich den Jugendlichen entsprechen? Was machen Sie denn mit denen?
Wollen Sie die in Ihrem Gesetz nicht berücksichtigen? Das heißt, das haben Sie verabsäumt, hier eine ent-
sprechend technisch ausgereifte Formulierung zu nehmen, die Sie aus dem Jugendgerichtsgesetz hätten
übernehmen können. Im Übrigen ist das deutsche Jugendgerichtsgesetz auch viel weiter als diese EU-Ver-
ordnung. Die Verordnung bezieht sich auf Kinder bis 18 Jahre und das Jugendgerichtsgesetz zieht den Er-
ziehungscharakter sogar bei Personen bis 21 Jahre vor. Das heißt, Sie haben dann im Grunde genommen
im deutschen Recht die bessere Formulierung. 

Wenn ich mir den Absatz 2 anschaue, dann steht hier: „Bei der Unterbringung von Jugendlichen muss die
Dokumentation so umfassend sein, dass die Ergebnisse der medizinischen Untersuchung bei der Feststel-
lung berücksichtigt werden können, ob der Jugendliche Befragungen, anderen Ermittlungs- oder Beweiser-
hebungshandlungen oder zu seinen Lasten ergriffenen oder geplanten Maßnahmen gewachsen ist.“ Tja,
meine Damen und Herren, Ermittlungs- und Beweiserhebungshandlungen, das macht man im Erkenntnis-
verfahren. Das Erkenntnisverfahren ist Teil des Strafverfahrens, das sich in fünf Abschnitte gliedert. Wir ha-
ben das Erkenntnisverfahren, wir haben das Rechtsmittelverfahren, wir haben zusätzlich das Strafvollstre-
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ckungsverfahren. Das Erkenntnisverfahren teilt sich auf in das Vorverfahren, in das Hauptverfahren und da-
vor das Zwischenverfahren. Wenn ich mir das anschaue, dann wollen Sie im Vollstreckungsverfahren Sa-
chen abklären, die bereits Gegenstand des Erkenntnisverfahrens sind und waren. Das kann nicht Aufgabe
des Maßregelvollzugs/des Vollstreckungsverfahrens sein. Das ist ungefähr so, als würden Sie mit einem ge-
bratenen Hähnchen zum Arzt laufen und fragen, ob da noch etwas zu retten ist, meine Damen und Herren. 

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Zum Tierarzt oder was?)

Richtig, Herr Hey.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Witzig!)

Vielen Dank, Frau Henfling. 

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Das war Ironie, aber das verstehen Sie
nicht!)

Dann schauen wir mal weiter, in den § 13 Abs. 6, den Sie auch ändern wollen. Da ist wieder die Formulie-
rung „Jugendliche werden von Erwachsenen getrennt untergebracht“. Was meinen Sie jetzt mit „Erwachse-
nen“? Meinen Sie „Heranwachsende“ oder was ist bei Ihnen die Bezeichnung „Erwachsene“? Das ist ein
technischer Begriff, der hier völlig fehlerhaft angewendet worden ist. Das heißt, der muss korrigiert werden.
Es kann nicht sein, dass Sie hier von „Erwachsenen“ sprechen, Sie müssen hier schon die Termini des Ju-
gendgerichtsgesetzes verwenden. Dann wage ich zu bezweifeln – weil Sie gesagt haben, es entstehen kei-
ne Kosten –, dass, wenn Sie Jugendliche von Erwachsenen getrennt unterbringen wollen, das keine höhe-
ren Kosten auslöst. Das halte ich für sehr zweifelhaft, denn es bedarf natürlich einer höheren Kapazität, es
bedarf mehr Beobachtung, es bedarf mehr Räumlichkeiten und auch mehr personellen Bedarfs. 

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Haben wir doch!)

Deshalb denke ich mal nicht, dass Sie das, wie Sie das im Gesetz angeben, kostenfrei hinbekommen. 

Auch in § 14 propagieren Sie oder wollen Sie gern geregelt wissen, dass Jugendliche das Recht auf Erzie-
hung und Ausbildung haben. Da verweise ich mal ganz galant auf § 2 des Jugendgerichtsgesetzes. Dort
steht in Absatz 1 geschrieben: „Die Anwendung des Jugendstrafrechtes soll vor allem erneuten Straftaten
eines Jugendlichen oder Heranwachsenden entgegenwirken. Um dieses Ziel zu erreichen, sind die Rechts-
folgen und unter Beachtung des elterlichen Erziehungsrechtes auch das Verfahren vorrangig am Erzie-
hungsgedanken auszurichten.“ Das heißt, hier besteht überhaupt kein Regelungsbedarf, denn das Jugend-
gerichtsgesetz hat diesen Punkt der Erziehung bereits hinreichend berücksichtigt. Was interessant ist, ist
dieser Aspekt der Ausbildung. Aber ich glaube, Sie sind sich nicht bewusst, was es bedeutet, psychisch Er-
krankte oder Suchtkranke auszubilden, was das an Kosten verursacht. Ich wage zu bezweifeln, dass das,
wie Sie hier vorgeben, kostenfrei möglich ist. 

(Unruhe DIE LINKE)

Sie müssen etwas lauter reden, dann verstehe ich Sie.

(Beifall AfD)

Sehr geehrte Damen und Herren, es gibt auf jeden Fall Korrekturbedarf an dieser Gesetzesvorlage. Wir sind
bereit, Ihnen da unterstützend zur Seite zu stehen.
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Präsidentin Keller:

Ihre Redezeit ist beendet, Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Sesselmann, AfD:

Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Präsidentin Keller:

Das Wort hat Frau Abgeordnete Baum für die FDP-Fraktion.

Abgeordnete Baum, FDP:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Herr Sesselmann, dafür, dass
das so ein unwichtiges Gesetz ist, haben Sie uns hier ganz schön gequält.

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP)

Es geht um die Anpassung, die die EU-Richtlinie vorsieht. Da kommt übrigens immer noch die Bundesge-
setzgebung dazwischen, bevor das Land da etwas macht. Insofern mag das mit dem 2016 vielleicht irritie-
ren, aber an der Stelle vielleicht ganz gut so.

Es sollen Klarstellungen gemacht werden, die Kinder und Jugendliche betreffen. Gleich vorab: Wir sind da-
mit einverstanden, das im Ausschuss zu diskutieren, und dann sollten wir vielleicht auch – um Herrn Sessel-
mann auch zu überzeugen – die fragen, die mit dem Gesetz am Ende arbeiten müssen, ob das in der Form
der Regelung entspricht, die Sie brauchen, um da weiterzukommen.

Ich selbst bin mir jetzt nicht so ganz sicher, ob der Vorschlag erst mal nur ein erster Vorschlag ist. Ich nehme
den jetzt mal als solchen und wir würden dann im Ausschuss am besten noch ein paar Dinge mitdiskutieren.

(Beifall FDP)

Deswegen würde ich nicht nur den Sozialausschuss sehen, sondern vielleicht können wir das auch mit in
den Justizausschuss nehmen. Es gibt Punkte, die bei mir jetzt in der Umsetzung noch ein paar Fragen auf-
werfen. Einmal: Im Zusammenhang mit der eigentlich bereits geregelten Eingangsuntersuchung lässt die
Formulierung offen, ob es sich bei den Jugendlichen um eine zusätzliche Untersuchung handelt oder ob das
die gleiche ist. Im gleichen Atemzug fehlt mir ein Stück weit die auf Antrag durchzuführende Untersuchung,
die auch nach Richtlinie möglich sein sollte. Ein zweiter Punkt, den ich hier noch anbringen möchte, ist, dass
in § 13 Abs. 6 in Ihrem Vorschlag ein Satz gestrichen wird, den ich wichtig finde und der sich jetzt bei mir in
der Ergänzung in einer Umformulierung nicht wiederfindet. Das wäre mir wichtig, dass der erhalten bliebe.
Das lässt sich aber im Ausschuss sicher diskutieren – gern in beiden – und dann machen wir da etwas Sinn-
volles daraus. Danke schön.

(Beifall CDU, FDP)

Präsidentin Keller:

Das Wort hat Herr Abgeordneter Zippel für die CDU-Fraktion.
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Abgeordneter Zippel, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, bevor ich auf den Gesetzentwurf
eingehen möchte, kurz ein Punkt, der mich bei Herrn Sesselmann besonders aufgeregt hat: Es ist diese un-
sägliche Floskel „Ja, gibt es denn jetzt nichts Besseres zu tun …“ Herr Sesselmann, wenn wir nach dieser
Maßgabe vorgehen würden, dann würde dieses Land stillstehen, weil es dann immer ein vermeintlich wichti-
geres Thema geben würde. Wir würden uns nicht mit anderen auch wichtigen Themen auseinandersetzen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Lächerlichste ist, das aus Ihrer Fraktion wegen Corona zu sagen. Ich bin ja erstaunt, dass Sie nach dem
verlängerten Winterschlaf, den Sie in den letzten Wochen geführt haben, überhaupt in der Lage sind, das
Wort „Corona“ zu buchstabieren.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Er hat es ja nicht geschrieben!)

Aber er hat sich darauf berufen, dass es etwas Wichtiges gebe. Er hat darauf abgezielt und es ist schon ein
bisschen lächerlich, das von der Fraktion zu hören.

Hintergrund des vorliegenden Gesetzentwurfs ist die EU-Richtlinie über Verfahrensgarantien im Strafverfah-
ren für Kinder, die Verdächtige oder beschuldigte Personen in Strafverfahren sind. Das haben wir gehört.
Der Begriff „Kinder“ umfasst dabei alle Personen unter 18 Jahren. Die Richtlinie soll gewährleisten, dass Ver-
dächtige bzw. beschuldigte Minderjähre das Verfahren verstehen, ihm folgen und ihr Recht auf faires Verfah-
ren ausüben können. 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll die Richtlinie im Bereich des Maßregelvollzugs umgesetzt wer-
den – zumindest auf den ersten Blick. Auf den zweiten Blick sieht man aber: Die rot-rot-grünen Fraktionen
sind über die Intentionen der Richtlinie doch stellenweise hinausgegangen. 

Artikel 8 der EU-Richtlinie besagt: Personen unter 18 Jahren, denen die Freiheit entzogen wurde, haben das
Recht auf eine unverzügliche medizinische Untersuchung, damit ihre allgemeine geistige und körperliche
Verfassung beurteilt werden kann. Ergebnisse dieser Untersuchung sollen bei der Feststellung berücksich-
tigt werden, ob die Person Befragungen, Ermittlungen etc. gewachsen ist. Das Ergebnis der medizinischen
Untersuchung soll schriftlich festgehalten, also dokumentiert, werden.

Schaut man in Ihren Entwurf, steht dort aber: Die Dokumentation der Untersuchung muss so umfassend
sein, dass die Ergebnisse bei der Feststellung berücksichtigt werden können, ob die Person dem Ermitt-
lungsverfahren gewachsen ist. Auf diese Diskrepanz hinzuweisen, mag Ihnen vielleicht kleinlich erscheinen,
aber es ist doch eine nicht unerhebliche Akzentverschiebung. Damit werden nicht nur der Umfang und der
Zweck der Dokumentation konkretisiert, sondern implizit auch der Zweck der Untersuchung an sich erweitert.
Von der Beurteilung der allgemeinen geistigen und körperlichen Verfassung hin zu einer weitergehenden Be-
urteilung, ob die minderjährige Person dem Ermittlungsverfahren gewachsen ist. Hier stellt sich die Frage,
ob diese weitergehende Änderung tatsächlich nötig ist und wie sich die Änderung gegebenenfalls auf das
Ermittlungsverfahren auswirken könnte.

Es wäre interessant, diese Fragen beispielsweise in einer Anhörung zu klären. In diesem Sinne empfehle ich
die Überweisung des Gesetzentwurfs in den Sozialausschuss und freue mich auch auf den Erkenntnisge-
winn bei der dortigen Beschäftigung. Des Weiteren – weil jetzt nicht ganz klar wurde, ob das die FDP-Frak-
tion gemacht hat – beantragt die CDU-Fraktion offiziell ebenfalls die Überweisung in den Justizausschuss.
Vielen Dank.
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(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Montag, FDP: Das haben wir gemacht!)

Präsidentin Keller:

Auf meiner Rednerliste steht noch Frau Abgeordnete Stange. Sie verzichtet. Gibt es weitere Wortmeldun-
gen? Das kann ich nicht erkennen.

Es ist Überweisung an den Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung und an den Aus-
schuss für Migration, Justiz und Verbraucherschutz beantragt. Weitere Anträge zur Ausschussüberweisung
kann ich nicht erkennen. 

Dann stimmen wir ab über die Überweisung an den Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleich-
stellung. Wer dem zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Vielen Dank. Gegenstimmen? Sehe ich kei-
ne. Stimmenthaltungen? Sehe ich auch keine. Damit an den Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit und
Gleichstellung überwiesen. 

Wer stimmt dem Antrag auf Überweisung an den Ausschuss für Migration, Justiz und Verbraucherschutz zu?
Den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die Stimmen der FDP, der CDU, der Fraktion der AfD. Wer
stimmt dagegen? Das sind die Stimmen der Fraktionen Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen und der SPD. Wir
müssen das nicht zählen, Sie brauchen nur in die Reihen zu schauen, nach rechts, damit sehen Sie, dass
wir die Mehrheit für Nichtüberweisung hier heute erreicht haben. Es sei denn, es macht sich jetzt Wider-
spruch breit. Das kann ich nicht erkennen. Gut, damit brauchen wir auch nicht über die Federführung abzu-
stimmen. Der Überweisung an den Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung ist zuge-
stimmt. 

Damit schließe ich den Tagesordnungspunkt 8 

 

-
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